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1988/89 war das letzte Jahr der Arbeit des Europäischen Parlaments vor der drit-
ten Europawahl. Es war gekennzeichnet durch eine konstruktive Arbeitsatmos-
phäre sowohl innerhalb des Parlaments als auch zwischen den Institutionen.
Durch die Vereinbarungen des Brüsseler Sondergipfels des Europäischen Rates
vom Februar 1988 wurden - zumindest bis 1992 - die lähmenden Dauerkonflikte
um die Agrarreform und die Aufstellung des EG-Haushaltes beseitigt1. Damit
wurde der Weg frei für energische Schritte zur Verwirklichung des EG-Binnen-
marktes.

Die parlamentarische Arbeit war 1988/89 in starkem Maße von der Nutzung der
neuen parlamentarischen Handlungsmöglichkeiten geprägt, die seit dem Inkraft-
treten der Einheitlichen Europäischen Akte im Juli 1987 vorhanden sind2. Die Eu-
ropa-Abgeordneten vergrößerten durch das Verfahren der Zusammenarbeit ih-
ren Einfluß auf die Gesetzgebung zum Binnenmarkt3. Dabei drängten sie vor al-
lem auf eine stärkere Berücksichtigung der sozialen und ökologischen Aspekte.
Im Zusammenspiel mit der Kommission konnte das Parlament beispielsweise im
April 1989 erfolgreich Druck auf den Rat ausüben zur Einführung des „schad-
stoff armen Autos" ab 1992. Auch das neue Zustimmungsrecht zu Assoziierungs-
verträgen4 erwies sich - wie die Verzögerung der Ratifizierung mehrerer Protokol-
le zu Verträgen der Gemeinschaft mit Israel zeigte - als ein taugliches Instrument
zur Einflußnahme auf außenpolitische Entscheidungen.

Schwerpunkte der Parlamentsarbeit

Noch immer leidet die Arbeit des Europäischen Parlaments darunter, daß zu vie-
les gleichzeitig und zudem zum Teil unkoordiniert unternommen wird. Wie der
Jahresbericht 1988 der Kommission über die Tätigkeiten der Europäischen Ge-
meinschaften ausweist, hat das Parlament in diesem Jahr 12 Plenartagungen abge-
halten und 605 Entschließungen angenommen, davon 210 Entschließungen mit
Stellungnahme5. 326 Entschließungen zu Initiativberichten, dringlichen Themen
sowie im Anschluß an Erklärungen und mündliche Anfragen befaßten sich mit ei-
ner breiten Palette von Themen, die von Menschenrechtsfragen über das Drogen-
problem und die besonderen Probleme bei der Freizügigkeit von Profi-Fußballern
bis hin zum „Beitrag Europas zum Olympischen Jahr 1992" (16. 9. 1988) und „zur
feierlichen Begehung des 500. Jahrestages der Entdeckung Amerikas"
(4. 10. 1988) reichten. Darüber hinaus wurden 2842 schriftliche Anfragen gestellt,
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davon 2512 an die Kommission, 159 an den Rat und 171 an die Konferenz der Au-
ßenminister im Rahmen der EPZ6.

In einer ganzen Reihe von Fällen wurde erneut die Schwäche des Parlaments
deutlich, wesentliche Entscheidungen in der EG zu beeinflussen. Dies betraf
selbst Fragen, die das Parlament in direkter Weise angehen, wie die Festlegung
des Wahlverfahrens bei Europawahlen und die parlamentarische Arbeitsorgani-
sation. Wiederum kamen bei der dritten Europawahl vom 15.-18. Juni 1989 natio-
nale Wahlverfahren zum Einsatz. Trotz erheblicher Bemühungen war es dem Eu-
ropäischen Parlament, dem bei der Festlegung des Wahlverfahrens nach Artikel
138 des EWG-Vertrages ein Vorschlagsrecht zusteht, nicht gelungen, den in die-
ser Frage entscheidungsbefugten Regierungen einen eigenen Vorschlag zu prä-
sentieren7. Dadurch wurden die Regierungen - auch wenn ihnen seit 1982 der
„Seitlinger-Bericht" für ein einheitliches Wahlverfahren vorliegt - politisch der
Notwendigkeit einer Entscheidung in dieser für die Weiterentwicklung des euro-
päischen Parlamentarismus wesentlichen Frage enthoben.

Wenig erfreulich für die Abgeordneten war auch die Weigerung des Rates, ih-
rem Vorschlag (8.-11. 6. 1989) für den Termin zur Durchführung der dritten Eu-
ropawahlen zuzustimmen. Trotz Beharrens der Abgeordneten auf dem früheren
Datum beschloß der Rat, den 15.-18. Juni 1989 als Wahldatum festzulegen8.

Der Gerichtshof wurde mehrfach als Instanz zur Beilegung institutioneller
Streitigkeiten ins Spiel gebracht: Die Ankündigung des Europäischen Parlaments,
zur Erleichterung seiner internen Arbeitsorganisation einen Teil der Beamten
von Luxemburg nach Brüssel zu verlagern, führte erneut zur Androhung einer
Klage durch das Großherzogtum Luxemburg9. Die Weigerung des Gerichtshofs,
dem Europäischen Parlament im Falle der „Komitologie-Klage" ein aktives Kla-
gerecht zuzugestehen10, wurde von vielen Abgeordneten und Beobachtern als ein
empfindlicher Rückschlag beim Ausbau der Parlamentsstellung im Rechtsgefüge
der Gemeinschaft angesehen. Diese Beispiele zeigen, daß die Parlamentsstellung
in vielen Bereichen noch immer schwach ist.

An dieser zurückhaltenden Bewertung kann auch die Tatsache wenig ändern,
daß 1988/89 erneut eine Vielzahl von Staatsoberhäuptern und anderen wichtigen
Politikern den Weg ins Straßburger Palais de l'Europe fanden: Neben dem deut-
schen Bundeskanzler Helmut Kohl (März und Juli 1988) und dem spanischen Mi-
nisterpräsidenten Felipe Gonzalez (April 1989) suchten u. a. Papst Johannes Paul
II. (Oktober 1988), der griechische Präsident Christos Sartzetakis (November
1988), der Schweizer Bundespräsident Jean-Pascal Delamuraz (Februar 1989)
und auch der Präsident der DDR-Volkskammer Horst Sindermann
(12.-14. 10. 1988) sowie Palästinenserführer Jassir Arafat (13./14. 9. 1988) den
Kontakt zu den Europa-Abgeordneten. Die beiden letzteren hatten das Parla-
ment auf Einladung der sozialistischen Fraktion besucht. Ein anderer hoher Besu-
cher, den die Europa-Abgeordneten gerne empfangen hätten, kam jedoch nicht:
Michail Gorbatschow richtete bei seinem Besuch im Straßburger Palais de l'Euro-
pe am 6. Juli 1989 seine Botschaft nicht an das Europäische Parlament, sondern

Jahrbuch der Europäischen Integration 1988/89 65



DIE INSTITUTIONEN DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFT

an die Parlamentarische Versammlung des Europarates11. Die offizielle Erklärung
hierfür - die Terminierung des Gorbatschow-Besuches zwischen zwei Wahlperio-
den liege extrem ungünstig - klingt zwar plausibel, doch ist die Vermutung nahe-
liegend, daß dem sowjetischen Staats- und Parteiführer zum gegenwärtigen Zeit-
punkt der Europarat für sein zentrales Anliegen, die Schaffung eines gemeinsa-
men europäischen Hauses, als das geeignetere Forum erschien.

Die Mitwirkung an Binnenmarkt-Entscheidungen

Seit Juli 1987 werden die Arbeiten des Europäischen Parlaments in zunehmen-
dem Maße von der Mitwirkung an der Gesetzgebung zur Verwirklichung des Bin-
nenmarktes geprägt12. Dabei ging es den Abgeordneten vornehmlich darum, auch
bei eher „technischen" Materien die sozialen und ökologischen Gesichtspunkte
einzubringen. Dies ist in einer Reihe von Fällen auch tatsächlich gelungen. Der
Rat und die an der Verwirklichung des Binnenmarktes interessierten Wirtschafts-
kreise sehen sich wegen der Vorgehensweise des Europäischen Parlaments immer
häufiger vor die Alternative gestellt, entweder ein Vorhaben scheitern zu lassen
oder aber zusammen mit einer gewünschten Binnenmarkt-Rechtsakte auch wei-
terreichende flankierende Regelungen zu akzeptieren. Ermöglicht wurde diese
gestärkte Parlamentsrolle durch die im Juli 1987 in Kraft getretene Einheitliche
Europäische Akte13. Das darin vereinbarte neue Verfahren der Zusammenarbeit
nach Artikel 149 EWG-Vertrag sieht für wesentliche Bereiche der Gesetzgebung
zum Binnenmarkt die Einführung einer zweiten Lesung vor. Durch eine Ableh-
nung oder einen von der Kommission unterstützten Abänderungsantrag kann das
Europäische Parlament dabei den Rat, der ansonsten grundsätzlich mit Mehrheit
abstimmt, zur Einstimmigkeit zwingen. Mehrere Verfahren belegen, daß diese
Regelung den Einfluß der Abgeordneten auf die Ergebnisse des Entscheidungs-
verfahrens bei günstigen Rahmenbedingungen deutlich gestärkt hat. So brachte
das Europäische Parlament im Oktober 1988 mit der Ablehnung der „Benzol-
Richtlinie" eine als gesundheitspolitisch bedenklich eingestufte Regelung zumin-
dest vorläufig zu Fall14: Benzol gilt als einer der gefährlichsten krebserregenden
Stoffe.

Als besonderer Erfolg wurde von den Abgeordneten auch das Gesetzgebungs-
verfahren zur Neufestsetzung der höchstzulässigen Autoabgase eingestuft. Wäh-
rend der Rat weiterhin auf einer allmählichen Verschärfung der wenig befriedi-
genden „Euro-Norm" für kleinere und mittlere Pkw beharrte, forderte das Parla-
ment wie bereits bei früheren Gelegenheiten15 am 14. September 1988 bei der er-
sten Lesung eines neuen Kommissionsvorschlags die umgehende Verwirklichung
der strengeren US-Normen auch für die Gemeinschaft16. Kurz vor der zweiten Le-
sung dieser Vorlage zog dann die Kommission ihren ursprünglichen Vorschlag zu-
rück und kündigte die Übernahme der Parlamentsforderung an17. Damit konnte
der Rat seine ursprünglichen Vorstellungen nur noch mit Einstimmigkeit verwirk-
lichen, und dies erwies sich angesichts der in dieser Frage eindeutig festgelegten
dänischen, niederländischen und deutschen Positionen als nicht realisierbar:

66 Jahrbuch der Europäischen Integration 1988/89



Das Europäische Parlament

Nach intensiven Beratungen beschloß der Rat schließlich am 9. Juni 1989 die Ein-
führung strengerer Grenzwerte ab 1992. Gerade dieses Verfahren könnte zu ei-
nem Musterbeispiel für das wirksame Zusammenspiel von Parlament und Kom-
mission zur Durchsetzung einer zukunftsorientierten europäischen Politik wer-
den.

Auch die statistisch-systematische Analyse zeigt, daß den Parlamentsforderun-
gen zur Verwirklichung des Binnenmarktes seit der Anwendung des neuen Ver-
fahrens vom Rat und von der Kommission eine wesentlich größere Bedeutung zu-
gemessen wird. Während des ersten Jahres seiner Anwendung wurden mit dieser
Rechtsgrundlage zwischen Juli 1987 und Juni 1988 40 erste und 32 zweite Lesun-
gen durchgeführt18. Von der Kommission wurden nach der ersten Lesung 80%,
vom Rat 48% der Abänderungen des Parlaments gebilligt; in der zweiten Lesung
waren es immerhin noch 56% bei der Kommission und 23% beim Rat. Von den
Abgeordneten wurde dieses Ergebnis als deutliche Verbesserung ihrer Einfluß-
möglichkeiten auf Binnenmarkt-Entscheidungen bewertet19. Zu Problemen kann
in diesem Zusammenhang jedoch das im Verfahren der Zusammenarbeit gefor-
derte hohe Quorum der absoluten Mehrheit von 260 Stimmen führen20. In der
Praxis ist eine Beschlußfassung nur möglich, wenn fraktionenübergreifende Kom-
promisse gefunden werden, denen zumindest Teile der Christdemokraten und So-
zialisten zustimmen. Bisher konnte dieses Quorum in den meisten Fällen erreicht
werden, doch ist nicht auszuschließen, daß in Zukunft die Mehrheitsfindung in
diesem Verfahren zunehmend schwieriger wird.

Das Haushaltsverfahren

Die weitreichenden Beschlüsse des Brüsseler Sondergipfels der EG-Staats- und
Regierungschefs vom Februar 1988 haben die Dauerkonflikte zwischen Rat und
Parlament um die Aufstellung des EG-Haushalts erkennbar entschärft. Hierzu
hat auch die am 1. Juli 1988 in Kraft getretene interinstitutionelle Vereinbarung
der drei beteiligten Organe zur Budgetdisziplin wesentlich beigetragen21. Nach-
dem der Haushalt für 1988 wegen der vorausliegenden Querelen erst am 1. Juni
1988 mit der Unterschrift des Parlamentspräsidenten verabschiedet worden war,
gelang es im Dezember des gleichen Jahres seit langem erstmals wieder, einen
EG-Haushalt fristgerecht zu verabschieden22.

Inhaltlich setzte das Parlament - wie auch in den Vorjahren - Prioritäten bei
der Sozial- und Regionalpolitik, bei der Entwicklungszusammenarbeit, beim Um-
weltschutz sowie bei Forschung und Technologie23. Ein besonderes Anliegen wa-
ren ihm - auch wenn diese Aktivitäten finanziell in geringerem Ausmaß zu Buche
schlagen - die Programme zum Jugendaustausch und zur Förderung der kulturel-
len Dimension der EG.

Aufschlußreich für die Umsetzung der getroffenen Finanzbeschlüsse waren er-
neut die Debatten zur Entlastung der Kommission für die Haushalte 1986 und
198724. Neben einer Vielzahl von anderen kritischen Anmerkungen stellte das Eu-
ropäische Parlament hierzu in seiner Entschließung vom April 1989 fest, daß die
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Kommission das ihr vom Parlament zur Verfügung gestellte Geld nicht in vollem
Umfange ausgegeben habe25. Dadurch würden die parlamentarischen Gestal-
tungsmöglichkeiten erheblich eingeschränkt.

Außenpolitische Aktivitäten und die Menschenrechtsfrage

Wie bereits in den Vorjahren waren auch 1988/89 die Außenpolitik sowie die Ach-
tung und Wahrung der Menschenrechte Schwerpunkte der parlamentarischen Ar-
beit26. Eine Vielzahl von Entschließungen behandelte u. a. die Situation im südli-
chen Afrika, in Ost-Timor, im Iran, in China, in Mexiko und in der Türkei. Dane-
ben befaßte sich das Parlament auch intensiv mit der Zusammenarbeit EG-AKP
in der Perspektive der Erneuerung des dritten Lome-Abkommens27 und mit der
Annäherung zwischen dem Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) und der
Gemeinschaft28. Im Februar 1989 wurde nach intensiven Vorbereitungen des Poli-
tischen Ausschusses der Menschenrechts-Jahresbericht 1987/88 des Europäischen
Parlaments angenommen29.

Im Februar 1989 wurde erstmals der „Sacharow-Preis" des Europäischen Parla-
ments verliehen. Preisträger waren gemeinsam der südafrikanische Bürgerrecht-
ler Nelson Mandela und der im Dezember 1987 in einem Lager an den Folgen ei-
nes Hungerstreiks gestorbene sowjetische Regimegegner Anatoli Marchenko30. In
Zukunft wird dieser Preis alljährlich an besonders für ihren Einsatz für die Men-
schenrechte zu ehrende Personen oder Institutionen verliehen.

Nach längeren Vorarbeiten hat die Europäische Gemeinschaft im Juni 1988 ei-
ne Gemeinsame Erklärung mit dem Rat für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW)
abgeschlossen31, die faktisch die Anerkennung der EG durch die RGW-Staaten
und die Grundlage für bilaterale Verträge der EG mit diesen darstellt. Die Annä-
herung zwischen beiden Wirschaftsorganisationen war durch vielfältige Kontakte
des Europäischen Parlaments und seiner Fraktionen vorbereitet worden32. Auch
nach der Unterzeichnung der Gemeinsamen Erklärung EG-RWG befaßten sich
die Europa-Abgeordneten intensiv mit den Beziehungen zwischen EG und RGW-
Staaten. Das Parlament behandelte beispielsweise am 14. September die Bezie-
hungen zur UdSSR. In der angenommenen Entschließung wurde ein weitreichen-
des Kooperationsabkommen der Gemeinschaft mit diesem Land und ein regelmä-
ßiger und umfassender Dialog befürwortet33. Dabei wurde auch eine flexiblere
Handhabung der Cocom-Liste über Produkte der Spitzentechnologie gefordert.
Kurz zuvor, am 7. September, war Parlamentspräsident Lord Plumb vom Ober-
sten Sowjet empfangen worden und hatte bei dieser Gelegenheit regelmäßige
Kontakte zwischen Ost und West vorgeschlagen34. Anfang März 1989 überbrachte
eine Delegation des Europäischen Parlaments dann die offizielle Einladung Lord
Plumbs an Michail Gorbatschow, bei einer der folgenden Plenarsitzungen zu den
Abgeordneten zu sprechen35. Dieses Vorhaben konnte jedoch beim Besuch des
sowjetischen KP-Generalsekretärs in Straßburg im Juli 1989 nicht realisiert werden.

Auch zu anderen RGW-Staaten haben sich die Kontakte des Europäischen
Parlaments intensiviert, wobei das Interesse auf beiden Seiten vorhanden war: Im
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Oktober 1988 besuchte der Präsident der DDR-Volkskammer, Sindermann, das
Europäische Parlament. Im November 1988 traf eine Parlamentsdelegation unter
Leitung von Hans-Joachim Seeler erstmals mit Abgeordneten der Volkskammer
in Ost-Berlin zusammen36. Dabei standen Handelsfragen, Umweltschutz, Verkehr
und Technologie im Vordergrund. Im März 1989 reiste eine Abordnung des Euro-
päischen Parlaments, der auch Otto von Habsburg angehörte, in die Volksrepu-
blik Ungarn. Im Oktober 1988 hatte das Europäische Parlament nach einer aus-
führlichen Debatte eine Entschließung über die Beziehungen der EG mit diesem
besonders reformfreudigen Land und zum bevorstehenden Abschluß eines Han-
delsabkommens angenommen, in der weitreichende Zugeständnisse gefordert
wurden37.

Die gestiegene Bedeutung des Europäischen Parlaments in der Außenpolitik
wurde vor allem bei der parlamentarischen Beratung mehrerer Protokolle zu dem
Assoziierungsabkommen der EG mit Israel deutlich. Derartigen Verträgen - und
auch den dazugehörigen Protokollen - muß das Europäische Parlament seit dem
Inkrafttreten der Einheitlichen Europäischen Akte im Juli 1987 nach Artikel 238
EWG-Vertrag seine Zustimmung geben, damit diese in Kraft treten können.
Nachdem mehrere andere Abkommen und Protokolle mit dieser Rechtsgrundla-
ge das Europäische Parlament ohne Probleme passiert hatten38, nutzten die Abge-
ordneten die Israel-Abkommen, um ihren Unmut über die Politik dieses Landes
gegenüber den besetzten palästinensischen Gebieten zum Ausdruck zu bringen39.
Erst nachdem Israel eine Reihe von Zugeständnissen gemacht hatte, konnten die
Protokolle mit mehr als halbjähriger Verzögerung in Kraft treten.

Das Vorgehen des Europäischen Parlaments hierbei war in den Reihen der Ab-
geordneten nicht unumstritten: Während die einen das Verfahren als großen Er-
folg und einen Einstieg in die außenpolitische Mitentscheidung begrüßten, warn-
ten andere davor, ein eher „technisches" Recht als politische Waffe zu mißbrau-
chen40. Das Ratifizierungsverfahren der Israel-Protokolle zeigt jedoch die gestei-
gerten Handlungsmöglichkeiten des Europäischen Parlaments deutlich auf, und
in zukünftigen Fällen - etwa beim Anfang 1990 anstehenden Abschluß des IV.
Lome-Abkommens oder bei der Entscheidung über die Beitrittsanträge der Tür-
kei und Österreichs zur EG nach 1992 - kann dieses Instrument erneut zur Ein-
flußnahme genutzt werden.

Der Wahlkampf und die Wahlergebnisse

Die herannahende dritte Europawahl beeinflußte deutlich die Arbeit des Europä-
ischen Parlaments. Zum einen waren die Abgeordneten wegen der sich häufen-
den Wahlkampftermine bei den letzten Sitzungen vor der Sommerpause in gerin-
gerem Maße als üblich bei Plenar- und Ausschußsitzungen präsent, zum anderen
versuchte man, die in der zweiten Wahlperiode begonnenen Arbeiten - vor allem
bei der Gesetzgebung zum Binnenmarkt - möglichst zu Ende zu bringen. Dies
führte dazu, daß bei den letzten Sitzungen vor der Wahl noch eine Fülle von Ent-
schließungen und Stellungnahmen verabschiedet wurden, wobei die Qualität der
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verabschiedeten Dokumente zum Teil unter diesem Zeitdruck litt. In einigen Fäl-
len konnten die Begründungen der Berichterstatter für ihre im Auftrag der Parla-
mentsausschüsse vorgelegten Berichte zu den Sitzungen, in denen sie beraten
wurden, nicht vorgelegt werden41, weil der parlamentarische Übersetzungsdienst
mit der Vielzahl der Dokumente völlig überlastet war. Die Protokolle der April-
und Mai-Sitzungswochen zeigen, daß trotz derartiger Schwierigkeiten eine Viel-
zahl von Materien noch abschließend behandelt werden konnten.

Im Wahlkampf selbst waren die Abgeordneten in der Regel in starkem Maße
engagiert, ohne daß sie die Themenschwerpunkte und das in Fernsehspots und
auf Plakaten dargestellte Profil der Parteien in jedem Falle wesentlich beeinflus-
sen konnten. Die „heiße Phase" des Wahlkampfes begann allgemein sehr spät.
Die Bedeutung, die die politischen Parteien der Europawahl einräumten, variier-
te von EG-Staat zu EG-Staat: Während in der Bundesrepublik Deutschland bei-
spielsweise kaum innenpolitisch bereits profilierte Kandidaten für Europa antra-
ten, gab es vor allem in Frankreich auf den Spitzenplätzen der Kandidatenlisten
eine Fülle bekannter Namen, die von Valery Giscard d'Estaing über Lorent Fabi-
us und Simone Veil bis hin zu Jean-Marie Le Pen reichten. In Italien wurde von
der Möglichkeit Gebrauch gemacht, auch Kandidaten aufzustellen, die aus ande-
ren EG-Staaten stammen42. Obwohl das deutsche Europawahlgesetz die deutsche
Staatsbürgerschaft als Voraussetzung für das passive Wahlrecht vorschreibt, be-
setzten die deutschen Grünen - obwohl dies nach dem deutschen Europawahl-
recht unzulässig ist und daher vom Bundeswahlleiter nicht anerkannt wurde - den
ersten Platz ihrer Bundesliste mit einem in Polen geborenen staatenlosen Roma,
um auf die besonderen Probleme dieser Volksgruppe im geeinten Europa hinzu-
weisen43.

In den meisten Mitgliedstaaten dominierten wie auch bei den beiden vorange-
gangenen Europawahlen die nationalen Themen. Vor allem in der Bundesrepu-
blik wurden innenpolitische Streitfragen und bundespolitisch profilierte Personen
in den Vordergrund geschoben. Die Europa-Abgeordneten und die Bedeutung
des Europäischen Parlaments blieben demgegenüber zumeist ohne Konturen.
Das Thema der Ausländerfeindlichkeit gewann in mehreren Mitgliedstaaten er-
kennbar an Bedeutung. Erneut wurden die institutionellen Ziele des Europä-
ischen Parlaments kaum behandelt44. Eine Ausnahme stellte hier allerdings Italien
dar, das nach einer gleichlautenden Entschließung der beiden Kammern des ita-
lienischen Parlaments parallel zur Europawahl eine Volksbefragung durchführ-
te45. Dabei wurde die Frage gestellt, ob das neugewählte Europäische Parlament
eine europäische Verfassung ausarbeiten sollte. Das positive Ergebnis dieses Re-
ferendums mit 88,1 Prozent Ja-Stimmen zeigt wieder einmal die pro-europäische
Haltung der Italiener auf.

Während des Wahlkampfes wurde erneut auch das geringe Interesse der Me-
dien und der Wähler an europapolitischen Themen im allgemeinen und an der
Arbeit des Europäischen Parlaments im besonderen erkennbar. Noch ein halbes
Jahr vor der Wahl bekundeten nur 53% der befragten EG-Bürger, daß sie kürz-
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lieh etwas vom Europäischen Parlament gehört oder gelesen hätten46. Trotz dieses
geringen Bekanntheitsgrades war die Unterstützung für eine stärkere Stellung des
Europäischen Parlaments vergleichsweise groß: 44% der Befragten wünschten
sich ein machtvolleres Parlament47, 60% waren sogar der Meinung, das Europä-
ische Parlament sollte ein Mandat zur Ausarbeitung einer europäischen Verfas-
sung erhalten48. Mit Ausnahme von Dänemark und Großbritannien befürworteten
überall in der Gemeinschaft 50% oder mehr einen derartig weitreichenden Auf-
trag.

Von vielen Beobachtern wird die Wahlbeteiligung an Europawahlen nach wie
vor als ein wesentlicher Gradmesser für die Legitimität des Europäischen Parla-
ments angesehen. Eine derartige Argumentation ist jedoch keineswegs zwangsläu-
fig, wie etwa der Hinweis auf die häufig nur bei etwa 50% liegende Beteiligung bei
Wahlen von US-Präsidenten zeigt49. Nachdem die Wahlbeteiligung bei der ersten
Europawahl 1979 bei 62,4% und bei der zweiten bei 59,1% gelegen hatte, sank sie
bei der dritten Wahl geringfügig auf 58,5% ab.

Hinsichtlich der politischen Zusammensetzung des dritten Europäischen Parla-
ments ergaben sich die folgenden Verschiebungen50: Die politische Linke wurde
durch Wahlerfolge der sozialistischen/sozialdemokratischen Parteien und auch
durch das schwache Abschneiden der Christdemokraten und Konservativen in
mehreren EG-Staaten deutlich gestärkt. Die sozialistische Fraktion konnte ihre
Stellung als stärkste Parlamentsfraktion von 165 auf 180 Mandate ausbauen. Den-
noch wird es keine linke Mehrheit im Parlament geben: Zu Beginn der dritten
Wahlperiode zeichnete sich vielmehr eine Fortsetzung der konstruktiven Zusam-
menarbeit zwischen den beiden größten Parlamentsfraktionen von Sozialisten
und Christdemokraten ab. Dies wurde auch am 25. Juli 1989 durch die von beiden
Fraktionen unterstützte Wahl des Sozialisten Enrique Baron Crespo zum neuen
Parlamentspräsidenten unterstrichen. Durch das Zusammenwirken der beiden
größten Parlamentsfraktionen wird die Chance einer wirksamen Einflußnahme
auf die Gesetzgebung zum Binnenmarkt gewahrt.

Wahlerfolge erzielten bei den dritten Europawahlen in nahezu allen EG-Staa-
ten auch die ökologisch orientierten Gruppierungen. In Frankreich erreichten
„Les Verts" 10,6% und 9 Mandate, in Großbritannien kam die „Green Party" so-
gar auf 15,0%, konnte aber wegen des dort angewendeten Mehrheitswahlrechts
keinen einzigen Sitz erringen. Die deutschen Grünen verbesserten ihr Ergebnis
von 1984 geringfügig; sie sind nun mit 8 statt mit 7 Abgeordneten in Straßburg ver-
treten.

Als äußerst bedenklich wird von vielen Beobachtern die Stärkung der extremen
Rechten im dritten Europäischen Parlament gewertet. Erstmals zog mit den Re-
publikanern auch eine entsprechende Gruppierung aus der Bundesrepublik
Deutschland mit 7,1% der Stimmen und 6 Abgeordneten ins Europäische Parla-
ment ein.
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Die nachfolgende Tabelle 1 zeigt die Verschiebungen in der politischen Kräfte-
verteilung im Zeitraum 1979/1989 im Überblick:

Tabelle

Jahr

1979
1981
1983
1986
1988
1989

/ : Kräfteverteilung im Europäischen

SOZ

113
120
125
172
165
180

CD/
EVP

107
109
117
118
115
121

LIB

40
39
38
42
44
50

ED

64
63
63
63
66
34

Grüne

30

Parlament nach Fraktionen (1979-1989)

KOM

44
45
48
46
48

28 + 14

EDF/
SdED

22
22
22
34
29
20

ER

16
16
17

TK/
Reg

11
11
11
20
20
13

NE

9
25
10
7

15
11

Gesamt

410
434
434
518
518
518

SOZ: Sozialistische Fraktion
CD/EVP: Christdemokraten/Fraktion der Europäischen Volkspartei
LIB: Liberale und Demokratische Fraktion
EDF/SdED: Fraktion der Europäischen Demokraten für den Fortschritt/Erneuerungs- und

Sammlungsbewegung Europäischer Demokraten (vor allem franz. Neo-Gaulli-
sten)

ED: Fraktion der Europäischen Demokraten (vor allem britische Konservative)
KOM: Fraktion der Kommunisten und Nahestehenden (spaltete sich nach der 3. Eu-

ropawahl in die italienisch dominierte „Einheit der Europäischen Linken" und
die französisch dominierte „Koalition der Linken")

TK/Reg: Fraktion für die technische Koordinierung und Verteidigung der unabhängi-
gen Gruppen und Abgeordneten/Regenbogen-Fraktion

ER: Fraktion der Europäischen Rechten
NE: Nichteingeschriebene, fraktionslose Mitglieder des EP

Perspektiven für eine Stärkung der Parlamentsstellung

Das Europäische Parlament konnte seine institutionelle Stellung in den ersten
beiden Wahlperioden durch die Einheitliche Europäische Akte sowie eine Reihe
anderer vertraglicher und interinstitutioneller Vereinbarungen erkennbar aus-
bauen51. Nach wie vor erscheinen seine Handlungsmöglichkeiten jedoch im Ver-
gleich zu seiner direkten Legitimation durch die EG-Bürger unzureichend. Vor
allem fehlen ihm Mitentscheidungsrechte bei der Gesetzgebung sowie bei der
Einsetzung der Kommission, und auch im Haushaltsverfahren sind - vor allem bei
den obligatorischen Agrarausgaben - noch deutliche Defizite vorhanden, die es
abzubauen gilt52.

Das Europäische Parlament selbst hat sich im letzten Jahr vor der dritten Euro-
pawahl mehrfach zu seinen institutionellen Zielen geäußert. Dabei wurde ein
pragmatisches Vorgehen deutlich: Zwar wird am Ziel der Ausarbeitung einer eu-
ropäischen Verfassung festgehalten, doch soll parallel dazu auch weiterhin eine
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Strategie der kleinen Schritte verfolgt werden. Der „Herman-Bericht" vom De-
zember 1988 und die darauf basierende Entschließung des Parlaments vom 16.
Februar 1989 legen hierzu die Einzelheiten fest53. Eine besondere Chance und
Herausforderung wird im Jahr 1992 gesehen, denn für dieses Jahr ist eine Teilre-
vision der EEA vorgesehen54.

Zudem wird in der Diskussion um eine Stärkung der Parlamentsstellung auch
darauf verwiesen, daß nach der Verwirklichung des Binnenmarktes ein großer
Teil der wirtschaftlichen, finanziellen und sozialen Rechtsvorschriften der EG-
Staaten gemeinschaftlichen Ursprungs sein wird. Eine entsprechende gesetzgebe-
rische Befugnis darf nach Auffassung des Europäischen Parlaments nur unter
gleichzeitiger Achtung der Grundprinzipien der Demokratie und der doppelten
demokratischen Legitimation - einer nationalen und einer gemeinschaftlichen -
ausgeübt werden.

Um diese Ziele zu erreichen, sollen zum einen die Möglichkeiten der EEA voll
ausgeschöpft werden, zum anderen soll sofort nach der Konstituierung des dritten
Europäischen Parlaments mit den Arbeiten an einem überarbeiteten Vertragsent-
wurf zur Gründung der Europäischen Union begonnen werden. Ein neues Ele-
ment wird insofern in die Diskussion gebracht, als das Parlament ankündigt, „daß
es ohne die institutionellen Reformen, die notwendig sind, um die Gemeinschaft
effizienter und demokratischer zu gestalten, und ohne einen entscheidenden
Fortschritt auf dem Weg zur Europäischen Union keinen Beitrittsvertrag mit ei-
nem neuen Staat billigen könnte"55.

Ob es den Abgeordneten allerdings gelingen wird, mit dieser Strategie in abseh-
barer Zeit bei den nationalen Regierungen den für umfassende Reformen not-
wendigen Druck zu erzeugen, muß zum gegenwärtigen Zeitpunkt offen bleiben.
Möglicherweise wird es einigen Mitgliedstaaten sogar recht sein, wenn das Euro-
päische Parlament neue Beitritte durch seine weiterreichenden Forderungen
blockiert.
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